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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrar-/Finanzpolitik 

in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 804/68 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Milch und Milcherzeugnisse hinsichtlich 
der Gewährung von Erstattungen bei der Ausfuhr. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 11. Februar 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude; Budidrudcerei R. Madel, 5307 Waditberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadx 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 über die ge- 
meinsame Marktorganisation iür Milch und Milcherzeugnisse 
hinsichtlich der Gewährung von Erstattungen bei der Ausfuhr 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt- auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments (1), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
804/68 des Rates vom 27. Juni 1968 über die gemein- 
same Marktorganisation für Milch und Milcherzeug- 
nisse (2), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 2622/69 (3), sieht vor, daß der Unter- 
schied zwischen den im internationalen Handel für 
Milch und Milcherzeugnisse geltenden Preisen und 
den Preisen in der Gemeinschaft bei der Ausfuhr 
durch eine Erstattung ausgeglichen werden kann. 
Nach Absatz 2 dieses Artikels ist die Erstattung für 
die gesamte Gemeinschaft gleich. 

Im Hinblick auf eine geordnete Entwicklung des 
internationalen Handels und zur Senkung der Kosten 
erscheint es wünschenswert, die Erstattungen auf- 
grund von Ausschreibungen festsetzen zu können. 
Es ist daher erforderlich, die Verordnung (EWG) Nr. 
804/68 entsprechend zu ändern - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Die Absätze 2, 3, 4 und 5 des Artikels 17 der 
Verordnung (EWG) Nr. 804/68 erhalten folgende 
Fassung: 

„2. Die Erstattung ist für die gesamte Gemeinschaft 
gleich. Sie kann je nach Bestimmung oder 
Bestimmungsgebiet unterschiedlich sein. 

Die festgesetzte Erstattung wird auf Antrag ge- 
währt. 


Bei der Festsetzung der Erstattung wird insbe- 
sondere der Notwendigkeit Rechnung getragen, 
zwischen der Verwendung der Grunderzeug- 
nisse aus der Gemeinschaft im Hinblick auf die 
Ausfuhr von Verarbeitungserzeugnissen nach 
dritten Ländern und der Verwendung der zum 
Veredelungsverkehr zugelassenen Erzeugnisse 
dieser Länder ein Gleichgewicht herzustellen. 
Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 
43 Abs. 2 des Vertrages die Grundregeln für die 
Gewährung der Erstattungen, die Festsetzung 
ihrer Höhe und ihre vorherige Festsetzung. 

Die Erstattungen werden in regelmäßigen Zeit- 
abständen nach dem Verfahren des Artikels 30 
festgesetzt. Die Kommission kann die Erstat- 
tungsbeträge, soweit erforderlich, zwischenzeit- 
lich auf Antrag eines Mitgliedstaats oder von 
sich aus ändern. 

3. Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission 
nach Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz 2 des Vertrages die Grundregeln für die 
Erstattung fest, die im Wege der Ausschreibung 
gewährt werden. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem 
Artikel werden nach dem Verfahren des Artikels 
30 erlassen." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 13. 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 328 
vom 30. Dezember 1969, S. 8 


Geschehen zu, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Der vorliegende Entwurf sieht eine Änderung des 
Artikels 17 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 über 
die gemeinsame Marktorganisation für Milch und 
Milcherzeugnisse (1), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2622/69 (2), in dem Sinne vor, 
daß, abweichend von dom in diesem Artikel vorge- 
sehenen System der Ausfuhrerstattungen, künftig 
die Erstattungen auch aufgrund von Ausschrei- 
bungen gewährt werden können. 

Die Einführung dieses neuen zusätzlichen Erstat- 
tungssystems empfiehlt sich aus folgenden Gründen: 

1. In zunehmendem Maße verlangen dritte Länder, 
daß für einige Milcherzeugnisse nur bestimmte 
Mengen aus der Gemeinschaft eingeführt werden. 
So hat z. B. das Vereinigte Königreich Kontin- 
gente für Butterimport festgesetzt und für die 
Einfuhr von Cheddar den Wunsch zum Ausdruck 
gebracht, daß die Ausfuhrländer ihre Exporte 
begrenzen. 

2. Nach Artikel 19 Absatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 804/68 ist die Anwendung von mengenmä- 
ßigen Beschränkungen oder Maßnahmen gleicher 
Wirkung bei der Ausfuhr vorbehaltlich einer 
vom Rat beschlossenen Ausnahme grundsätzlich 
untersagt. Infolgedessen verfügt die Gemein- 
schaft gegenwärtig über keine juristische Grund- 
lage, derzufolge sie den genannten Wünschen 
der betreffenden dritten Länder entsprechen 
könnte. Angesichts dieses Mangels hat sich die 
Kommission gezwungen gesehen, hinsichtlich der 
von dritten Ländern gewünschten Beschrän- 
kungen auf der Grundlage des Artikels 35 der 


Verordnung (EWG) Nr. 804/68 Ausnahmen zuzu- 
lassen. Da Ubergangsmaßnahmen nach dem ge- 
nannten Artikel 35 nur bis zum 31. März 1970 
erlassen werden können, muß eine dauerhafte 
Lösung gefunden werden. 

3. Diese Lösung könnte darin bestehen, daß der Rat 
eine Ausnahmeregelung zu Artikel 19 Absatz 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 beschließt. 
Eine solche Regelung hätte jedoch den Nachteil, 
daß bei einer administrativen Entscheidung über 
die Aufteilung der auszuführenden Mengen eine 
gewisse Willkür unvermeidlich wäre. Außerdem 
ist es schwierig, sich den ökonomischen Gegeben- 
heiten so genau anzupassen, daß die Erstattung 
tatsächlich den Erfordernissen entspricht; sie 
wären häufig höher als notwendig. 

4. Aus diesen Gründen schlägt die Kommission 
eine Regelung vor, nach der die Erstattungen 
im Wege eines Ausschreibungsverfahrens fest- 
gesetzt werden können. Diese Regelung gewährt 
allen Interessenten gleichen Zugang und sichert 
den Exporteuren die notwendige Kontinuität, da 
in der Ausschreibung außer einer bestimmten 
Menge eine längere Frist für die Lieferungen 
vorgesehen werden kann. Ein w^eiterer Vorteil 
dieses Verfahrens besteht darin, daß jeweils nur 
die Erstattung festgesetzt wird, die in dem be- 
treffenden Fall für den Exporteur tatsächlich not- 
wendig ist. Ein einheitlicher Betrag wäre dem- 
gegenüber immer höher als das gewogene Mittel 
dieser unterschiedlichen Beträge. 


3 



